
Berechnungsbeispiel: Antragsruhestand nach § 52 Abs. 3 Bundesbeamtengesetz (BBG)

38 Jahre 34 Jahre

1,79375 Prozent 1,79375 Prozent

68,16 Prozent 60,99 Prozent

6964,89 Euro 6964,89 Euro

147,78 Euro 147,78 Euro

7112,67 Euro 7112,67 Euro

7042,25 Euro 7042,25 Euro

4800,00 Euro 4295,07 Euro

    618,49 Euro

3676,58 Euro

Zur Vereinfachung der Darstellung wurde auf die Berechnung zum Abzug für Pflegeleistungen (§ 50f BeamtVG) und ggf. kinderbezogenen Anteil im Familienzuschlag (Unterschiedsbetrag für 1 oder 2  oder … Kinder) etc. verzichtet.

erdientes Ruhegehalt (verminderte ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge multipliziert mit dem 
Ruhegehaltssatz) = zustehender Versorgungsbezug 

 Summe ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
(Grundbezug Versorgung + Familienzuschlag)

Versetzung in den Ruhestand auf eigenen Antrag nach § 52 Abs. 3 BBG mit 
Ablauf des 63. Lebensjahres (4 Jahre eher)

Ruhegehaltfähige Dienstjahre vermindert um 
4 Jahre der vorzeitigen Versetzung in den 
Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen 
Regelaltersgrenze 
(38-4=34)

       

Steigerungssatz gemäß § 14 Abs. 1 BeamtVG:

Ruhegehaltssatz (Ruhegehaltfähige Dienstjahre 
multipliziert mit dem Steigerungssatz gemäß § 14 
Abs. 1 BeamtVG):

Grundbezug Versorgung 
(z.B. aus A 15, Stufe 8)

Besoldungsmerkmale zum Stand 04/2019

verminderte ruhegehaltfähige Dienstbezüge (§ 5 
Abs. 1 BeamtVG) mulipliziert mit dem Faktor 
0,9901

Grundbezug Versorgung 
(z.B. aus A 15, Stufe 8)

Besoldungsmerkmale zum Stand 04/2019

Ruhegehaltfähige Dienstjahre:

Steigerungssatz gemäß § 14 Abs. 1 
Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG):

Ruhegehaltssatz (Ruhegehaltfähige Dienstjahre 
multipliziert mit dem Steigerungssatz gemäß § 14 
Abs. 1 BeamtVG):

Familienzuschlag (z.B. Stufe 1, voll)

Ermittlung des erdienten Versorgungsbezuges:

Die Summe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Grundgehalt der maßgeb. 
BesGrp + Familienzuschlag) sind nunmehr mit dem Faktor 0,9901 (§ 5 Abs. 1 
BeamtVG) zu multiplizieren. Es ergeben sich die verminderten ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge.

Die verminderten ruhegehaltfähigen Dienstbezüge sind mit dem ggf. neu 
ermittelten Ruhegehaltssatz zu multiplizieren. Es ergibt sich das erdiente 
Ruhegehalt.

Die Regelung zum Versorgungsabschlag ergibt sich aus § 14 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 
BeamtVG. Das Ruhegehalt vermindert sich pro Jahr um 3,6 Prozent. Der 
Abschlagszeitraum wird vom tatsächlichen, vorzeitigen Ruhestand bis zum 
(fiktiven) Ruhestand auf Grund der gesetzlichen Regelaltersgrenze (§ 51 Abs. 1 
bzw. Abs. 2 BBG) berechnet (nach Jahren und Tagen; verbleibende Tage : 365 = 
0,XY Jahre). Die Minderung des Ruhegehalts darf 14,4 Prozent nicht übersteigen. 
Der Versorgungsabschlagsbetrag (Euro) errechnet sich aus dem erdienten 
Ruhegehalt multipliziert mit dem Versorgungabschlagssatz (3,6 Prozent x Anzahl 
der Jahre =  X,YZ Prozent).
Der zustehende Versorgungsbezug berechnet sich aus dem erdienten Ruhegehalt 
abzüglich des Versorgungsabschlagsbetrages. 

Ermittlung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge:

Versorgungsabschlag
(3,6 Prozent pro Jahr; maximal 14,4 Prozent)
konkret für dieses Beispiel: 3,6 Prozent x 4 Jahre = 
14,4 Prozent

zustehender Versorgungsbezug = erdientes 
Ruhegehalt abzüglich Versorgungsabschlag

Familienzuschlag (z.B. Stufe 1, voll)

 Summe ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
(Grundbezug Versorgung + Familienzuschlag)

verminderte ruhegehaltfähige Dienstbezüge (§ 5 
Abs. 1 BeamtVG) mulipliziert mit dem Faktor 
0,9901

erdientes Ruhegehalt (verminderte ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge multipliziert mit dem 
Ruhegehaltssatz)

Ermittlung des erdienten Versorgungsbezuges:

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bleiben in voller Höhe bestehen, sofern sie 
zum Zeitpunkt des vorzeitigen Eintritts in den Ruhestand (auf Antrag) gemäß § 5 
Abs. 3 S. 1 BeamtVG mindestens zwei Jahre bezogen wurden. Andernfalls sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nur aus der Besoldungsgruppe des vorher 
bekleideten Amtes zu ermitteln.

Ermittlung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge:

Ermittlung des Ruhegehaltssatzes: Ermittlung des Ruhegehaltssatzes:

Eintritt in den Ruhestand bei Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze 
(§ 51 Abs. 1 BBG) mit 67 Jahren

Erläuterungen:

Der Zeitraum, um den ein Beamter vorzeitig auf eigenen Antrag in den Ruhestand 
versetzt werden will, wird nach Jahren und Tagen berechnet und von der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit, welche in der Auskunftsberechnung zur 
Regelaltersgrenze ermittelt wurde, abgezogen.

Die nunmehr neu ermittelten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten müssen mit dem 
Steigerungssatz 1,79375 Prozent multipliziert werden. Es ergibt sich ggf. ein neuer 
Ruhegehaltssatz. (Der Höchstruhegehaltssatz von derzeit 71,75 Prozent wird bei 
40 ruhegehaltfähigen Dienstjahren erreicht.)

 03619 Service Center / Versorgung
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